
Volksbegehren „THC-Grenzwert Anpassung“ 

 

hiermit reichen wir ein Volksbegehren ein, das sich mit der aktuellen 

Gesetzeslage zu Cannabis im Straßenverkehr in Österreich 

auseinandersetzt. 

Problemstellung: 

Die bestehende Nulltoleranz-Regelung führt zu unverhältnismäßigen 

Strafen für Cannabiskonsumenten. Selbst bei nachweislich 

unbeeinträchtigter Fahrtüchtigkeit droht der Entzug des Führerscheins. 

Dies stellt eine klare Ungleichbehandlung gegenüber dem Alkoholkonsum 

dar und verstößt gegen grundlegende rechtsstaatliche Prinzipien. 

 

Forderung: 

Wir fordern den Bundesgesetzgeber auf, eine gesetzliche Toleranzgrenze 

für THC im Straßenverkehr einzuführen. Diese Grenze soll auf 

wissenschaftlichen Erkenntnissen basieren, die eine Beeinträchtigung der 

Fahrtüchtigkeit erst ab einem bestimmten THC-Wert belegen. 

 

Begründung: 

• Rechtsstaatliche Unverhältnismäßigkeit: Die aktuelle Regelung 

sanktioniert Konsumenten unabhängig von ihrer tatsächlichen 

Fahrtüchtigkeit. 

• Ungleichbehandlung: Während für Alkohol eine Toleranzgrenze 

von 0,5 Promille gilt, werden Cannabiskonsumenten ohne jeglichen 

Spielraum bestraft. 



• Wissenschaftliche Grundlage: Studien zeigen, dass eine 

Beeinträchtigung der Fahrtüchtigkeit erst ab einem definierten THC-

Wert einsetzt. 

• Vorbild Deutschland: Seit August 2024 gilt in Deutschland eine 

Toleranzgrenze, die wissenschaftlich fundiert ist und eine 

Beeinträchtigung vergleichbar mit 0,3 Promille Alkohol 

berücksichtigt. 

 

Zielsetzung: 

Dieses Volksbegehren strebt eine gerechtere, wissenschaftlich 

begründete Regelung für Cannabiskonsumenten im Straßenverkehr an. 

Eine Toleranzgrenze würde unverhältnismäßige Konsequenzen 

entschärfen und die Gleichbehandlung mit Alkoholkonsumenten 

sicherstellen. 

 

Konkrete Maßnahmen: 

• Einführung einer gesetzlichen Toleranzgrenze für THC im 

Straßenverkehr, gestützt auf wissenschaftliche Erkenntnisse. 

• Änderung der Führerscheingesetzgebung, um den 

Führerscheinentzug an eine tatsächliche Beeinträchtigung der 

Fahrtüchtigkeit zu knüpfen. 

• Aufklärungskampagnen zur Förderung eines verantwortungsvollen 

Umgangs mit Cannabis im Kontext des Straßenverkehrs. 
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